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POLITIK

dpa KOBLENZ. Die Innen-
minister der Länder sind
verärgert über den Bund
wegen des Staus von Asyl-
anträgen und fordern fle-
xiblere Arbeitszeiten für die
Bearbeitung. „Man kann
auch samstags und sonn-
tags durchaus tätig wer-
den“, sagte der Chef der In-
nenministerkonferenz, Ro-
ger Lewentz (SPD), am
Freitag nach Abschluss des
Treffens. Flüchtlingsamts-
chef Frank-Jürgen Weise
sagte Lewentz zufolge, es
werde mindestens bis Mai
2016 dauern, bis die zusätz-
lich bewilligten 4000 Ent-
scheider über die Anträge
arbeitsfähig seien. 

KOMPAKT

Asylverfahren:
Innenminister sauer

dpa ISTANBUL. Nach dem
EU-Gipfel mit der Türkei
hat die Regierung in Ankara
einem Medienbericht zu-
folge ihr Vorgehen gegen il-
legal in die EU reisende Mi-
granten verschärft. Seit Wo-
chenbeginn hätten Sicher-
heitskräfte fast 3000 Men-
schen daran gehindert, zur
griechischen Insel Lesbos
überzusetzen, meldete die
Nachrichtenagentur DHA
am Freitag. 35 mutmaßli-
che Menschenschmuggler
seien festgenommen wor-
den. An den Operationen 
seien 300 Sicherheitskräfte
beteiligt gewesen. Die ille-
galen Überfahrten seien
seitdem fast gestoppt wor-
den. 

Türkei riegelt
Grenze ab

dpa HERXHEIM/DRESDEN.
Auf ein geplantes Asylbe-
werberheim im pfälzischen
Herxheim ist ein Brandan-
schlag verübt worden. Un-
bekannte hätten in der
Nacht zum Freitag drei Ka-
nister in das ehemalige
Technologiezentrum ge-
worfen, teilten Polizei und
Staatsanwaltschaft mit. De-
cke und Bodenbelag ver-
schmorten. In Sachsen
wurde derweil gegen drei
Verdächtige Haftbefehl er-
lassen, die Anfang Novem-
ber in Crimmitschau Molo-
towcocktails gegen die Fas-
sade einer Unterkunft ge-
worfen haben sollen. Dort
schliefen 45 Asylbewerber,
darunter 20 Kinder.

Brandanschlag auf
geplante Unterkunft

eorgien hat dem frühe-
ren Präsidenten Mi-

chail Saakaschwili nach
dessen umstrittenem
Wechsel in die ukrainische
Politik die Staatsbürger-
schaft entzogen. Da
Saakaschwili einen ukraini-
schen Pass angenommen
habe, lasse die georgische
Gesetzgebung keine andere
Möglichkeit zu, sagte Präsi-
dent Georgi Margwelasch-
wili am Freitag in der
Hauptstadt Tiflis. Anhänger
von Saakaschwili in der
Südkaukasusrepublik kriti-
sierten den Schritt. Der
Ex-Präsident hatte gesagt,
falls er die Staatsbürger-
schaft verliere, geschehe
das „auf Druck Russlands“.
Moskau weist dies zurück.

G

AUCH DAS NOCH

BERLIN. Vorgesehen ist,
dass bis zu 1200 Soldaten
mit sechs Aufklärungsflug-
zeugen des Typs Recce-Tor-
nado, einem Tankflugzeug,
Satellitentechnik sowie ei-
ner Fregatte den Kampf ge-
gen den „Islamischen
Staat“ (IS) unterstützen sol-
len – zunächst bis Ende
2016. Der Antrag der Bun-
desregierung erhielt 445
Ja-Stimmen. Gegen den
Antrag votierten 146 Parla-
mentarier. Es gab sieben
Enthaltungen. Damit gab
es mehr Nein-Stimmen, als
die Opposition insgesamt
an Stimmen vereint. 

Die Parlamentarier aus

unserer Region votierten
wie folgt: Mit Ja stimmten
die CDU-Abgeordneten
Mathias Middelberg (Wahl-
kreis Osnabrück-Stadt), An-
dré Berghegger (Osna-
brück-Land), Gitta Conne-
mann (Unterems), Albert
Stegemann (Mittelems),
Astrid Grotelüschen (Del-
menhorst-Wesermarsch-
Oldenburger Land) und
Heiko Schmelzle (Aurich-
Emden).

Mit Ja stimmte auch der
SPD-Abgeordnete Rainer
Spiering (Osnabrück-
Land), erklärte aber,
„Bauchschmerzen“ dabei
zu haben. Unter Vorbehal-
ten, die sie sehr ausführlich
in einer persönlichen Er-
klärung niederlegten,
stimmten zu die SPD-Par-
lamentarier Daniela De
Ridder (Mittelems), Markus
Paschke (Unterems) und
Susanne Mittag (Delmen-

horst-Wesermarsch-Olden-
burger Land). Mit einem
Nein votierte Johann Saat-
hoff (Aurich-Emden) und
begründete dies ebenfalls
in einer Erklärung.

Bei den Volksvertretern
aus der Region gab es ein
breites Meinungsspektrum.
Connemann: „Ich habe mit
Ja abgestimmt, weil der
Terror durch den IS endlich
ein Ende haben muss. Kin-
der, Frauen, Alte werden

vergewaltigt, versklavt, er-
mordet – mit unvorstellba-
rer Brutalität. Syrien darf
nicht zu einem zweiten Ru-
anda werden. Dieser Terror
bedroht am Ende alle. Ich
sehe kein anderes Mittel.
Der IS ist mit Diplomatie
nicht zu erreichen.“

Schmelzle betonte:
„Wenn Frankreich als engs-
ter Verbündeter um Bei-
stand bittet, muss Hilfe ge-
leistet werden.“ Die jetzt
beschlossene militärische
Antwort nannte er „klug“,
weil mit zielgenauer Auf-
klärung durch deutsche
Recce-Tornados die Zivil-
bevölkerung verschont
werden könne. „Ich kann
nach sehr schweren Stun-
den der Überlegungen und
Abwägungen nicht zustim-
men und bitte, das gleich-
falls zu akzeptieren“, so be-
gründet Saathoff sein Nein.
De Ridder betonte: „Es ist
meine feste Überzeugung,
dass Konflikte mit derart
verhärteten Fronten nur
mit diplomatischen und
politischen Mitteln gelöst
werden können.“

Die Bundeswehr verlegt
kommende Woche die ers-
ten Flugzeuge vom schles-
wig-holsteinischen Flieger-
horst Jagel aus auf den tür-
kischen Nato-Stützpunkt
Incirlik. Die Marine wird
sich mit der Fregatte „Augs-
burg“ aus Wilhelmshaven
beteiligen. Die Fregatte hat
rund 220 Soldaten an Bord.

Abgeordnete unserer Region stimmen überwiegend für Einsatz der Bundeswehr
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Fall Syrien: Fronten verhärtet
Bevor der Bundestag mit
großer Mehrheit dem
Bundeswehreinsatz in Sy-
rien zugestimmt hat, kam
es noch einmal zur hitzi-
gen Debatte. Die Fronten
sind verhärtet: Union
und SPD erklärten, Euro-
pa müsse endlich mehr
Verantwortung in den
arabischen Krisenstaaten
übernehmen – auch mili-
tärisch. Linke und Grüne
warfen der Regierung
planloses Handeln vor.
Aber vor allem die Grü-
nen sind sich auch frakti-
onsintern nicht einig.
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HANNOVER. Niedersachsen
darf bei Umsetzung des Fi-
nanzkompromisses auf
Bundesebene mehr Geld
aus dem Förderzins bean-
spruchen. Durch diese Re-
gelung und andere Fakto-
ren könnte das Land insge-
samt 450 Millionen Euro
pro Jahr zusätzliche Ein-
nahmen verbuchen.

Finanzminister Peter-
Jürgen Schneider (SPD) er-
läuterte am Freitag in Han-
nover, dass nach der Ver-
ständigung zwischen den
16 Ländern Niedersachsen
statt einem Drittel künftig
zwei Drittel des Förderzin-
ses auf Erdöl und Erdgas
für sich behalten dürfe. Das
bedeute Mehreinnahmen
von jährlich rund 130 Milli-
onen Euro. Mit 62 Millio-
nen Euro würde das Land
zudem von einer neuen Er-
gänzungszuweisung des
Bundes für Forschungs-
zwecke profitieren.

Schneider zeigte sich wie
zuvor Ministerpräsident
Stephan Weil (SPD) zufrie-
den mit dem zwischen den
Ländern erzielten Kompro-
miss. Damit werde das bis-
herige System des Finanz-
ausgleichs zwischen armen
und reichen Ländern tief
greifend verändert. Dies ge-
schehe aufgrund ange-
strebter Mehrzuweisungen

des Bundes von 9,65 Milli-
arden Euro aber so, dass
kein Land Verluste hinzu-
nehmen habe, sondern
steigende Einnahmen ver-
buche.

Schneider verwies dar-
auf, dass Niedersachsen
zunächst wie andere fi-
nanzschwache Westländer
Einbußen habe befürchten
müssen. Dies sei jedoch
durch Nachbesserungen –
etwa beim Förderzins – ver-
eitelt worden. Die 450 Milli-
onen Euro Mehreinnah-
men dürften mit Blick auf
die Schuldenbremse die
Herausforderungen deut-
lich mildern.

Der Minister sagte, er
rechne „zu 90 Prozent“ da-

mit, dass der Bund der Lö-
sung zustimme. Sie stelle
auch keine „unsittliche
Forderung “ dar, zumal der
Bund die Solidarpaktmittel
künftig alleine für sich an-
strebe und so Milliarden
Euro mehr erziele.

Der FDP-Finanzexperte
Christian Grascha übte
scharfe Kritik. Verlierer sei
der Steuerzahler, weil er als
Folge der zusätzlichen Zu-
wendungen des Bundes an
die Länder weiter den Soli-
darzuschlag zahlen müsse.

Bei Umsetzung 450 Millionen Euro zusätzlich – Kritik der FDP

Finanzkompromiss lässt Land
auf mehr Geld hoffen
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Es ist ein Geschacher ohne
Ende. Zwar haben sich jetzt
die Länder auf eine Neu-
ordnung der Finanzbezie-
hungen verständigt, doch
müssen dem Bund die an-
gepeilten zusätzlichen 9,65
Milliarden Euro für eine
bessere Ausstattung der
Länder erst noch abgerun-
gen werden.

Allerdings wird es wohl
auf einen Kompromiss in
etwa dieser Größenord-
nung hinauslaufen, zumal
der Bund sich an anderer
Stelle schadlos halten kann:
beim Soli. Nach Lage der
Dinge werden die Regieren-
den in Berlin an dem Son-

derbeitrag zum Aufbau Ost
wohl weit über 2019 hinaus
festhalten – ähnlich wie bei
der Sektsteuer, die einst zur
Finanzierung der kaiserli-
chen Kriegsmarine einge-
führt und dann nie wieder
abgeschafft wurde.

Angesichts dieser dann
allein dem Bund zufallen-
den Extraeinnahmen in
Milliardenhöhe sind die
steigenden Zuwendungen
an die Länder für Finanz-

minister Wolfgang Schäub-
le verkraftbar. Die Länder
wiederum kommen mit der
jetzt angepeilten Lösung
gut zurecht, weil durch die
Aufstockung des Volumens
und durch einfallsreiche
Nachjustierungen – siehe
Förderzins für Niedersach-
sen – unter dem Strich für
alle ein Plus steht.

Also eine Win-win-Situa-
tion, wie man es wohl auf
Neudeutsch formulieren
würde? Vordergründig si-
cherlich, aber aufkommen
muss letztlich für alles der
Steuerzahler.

Endloses Geschacher

KOMMENTAR

■ Ihre Meinung zum Beitrag:
redaktion@dk-online.de
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ew/hav BERLIN. Der Vorsit-
zende des Zentralrats der
Muslime in Deutschland
(ZMD), Aiman Mazyek, hat
den geplanten Syrien-Ein-
satz der Bundeswehr als
unverständlich und als fal-
sches Rezept im Kampf ge-
gen den Terror kritisiert. In
einem Gespräch mit unse-
rer Redaktion sagte Mazy-
ek: „Wir erleben zum Teil
erneut, dass die Rezeptur
,War on Terror‘ angewandt
wird. Damals hat diese Re-
zeptur versagt, und heute
wissen wir umso mehr,
dass Krieg gegen Terror nur
noch mehr Terror hervor-
bringt, das heißt, aus Al-
Kaida wurde IS, und was
kommt als Nächstes?“

Die beste und stärkste
Waffe gegen Terror sei ein
Stopp von Waffenlieferun-
gen, die Regionalmächte an
den Verhandlungstisch zu
zwingen und durch eine
starkes Versöhnung- und
Friedenskonzept so was
wie eine Perspektive des
Lebens und nicht des
Elends und Krieges herbei-
zuführen.

Er bezeichnete das Ent-
stehen der Terrormilizen IS
und Al-Kaida als „Ergebnis-
se einer völlig falsch gelau-
fenen Kriegspolitik“. Dies
seien mit die Gründe dafür,
dass es heute „solche abso-
luten perversen und extre-
mistischen Ausformungen
von mutmaßlichen Musli-
men“ gebe.

Mazyek
kritisiert
Einsatz
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